Dieſe Zeitung n täglich weimal 
0 8 8, Abende r. 
vierteljährliche —— Stettin 1 Thlr. 10 Sgr., 


mit Botenlohn 1 Thlr. 17½ Sgr. 
Für Pommern und das lorlge Deutſchland 1 Thlr. 17½ Sgr. 


Stettin, 7. Februar. Der Stand der diplomatiſchen 
Unterhandlungen in Betreff Ausgleichung des drohenden Kon⸗ 
ikts zwiſchen Frankreich und Sardinien einerſeits und Dejter- 
weich andererſeits iſt nach heutigen Berichten folgender: das Oe— 
terreichiſche Kabinet hat dem engliſchen die Verſicherung gege— 
den, daß es ſich gegenüber Sardinien in der ſtrengſten Defen- 
we halten, und nicht die Offenſive ergreifen wolle, ſollten die 
rovokationen von Turin aus auch noch mehr gehäuft werden. 
uf Grund dieſer Verſicherungen erließ England ernſte War⸗ 
nungen an Frankreich und erhielt eine Mittheilung des Pariſer 
abinets, in welcher daſſelbe erklärt, daß Frankreich auch ſei— 
nerſeits nicht angreifend vorzugehen gedenke, ſo lange Sardinien 
mmangegriffen bleibe. Die Gefahr eines Ausbruchs des Krieges 
iegt mithin lediglich noch in der ungewiſſen Haltung Sar⸗ 
Mens, und darum drehen ſich denn auch in dieſem Au— 
genblicke die zwiſchen den Kabinetten der Großmächte gewech- 
elten Depeſchen. Wird, ſo ſagt man ſich nämlich, der Krieg 
ausbrechen, wenn Sardinien Oeſterreich angreift und 
letztere Macht offenſiv vorgeht, wenn ſie nicht umhin könnte, 
wenn die ſardiniſchen Truppen eine erſte Niederlage erlitten 
ätten? Das iſt die Frage des Augenblicks. Vor der Hand 
ſetzt Sardinien noch ſeine Rolle fort, diplomatiſch Oeſter⸗ 
reich zu provoziren, bisher indeß ohne Erfolg. Auf eine Note 
es Grafen Cavour vom 25. November 1858 (in welcher auf 
rund des ſardiniſch⸗öſterreichiſchen Zoll» Bertrages von 1841 
die dem Herzogthum Modena ſeit der Aufhebung ſeiner Zoll⸗ 
einigung mit Oeſterreich gewährten Zoll-Begünſtigungen auch 
ür Sardinien in Anſpruch genommen werden), hat einer Tu⸗ 
iner Korreſpondenz zufolge, Graf Buol zwar in feiner Erwi⸗ 
ung die ſardiniſchen Anſprüche als ungerechtfertigt zurückge⸗ 
zugleich aber angezeigt, daß der in Rede ſtehende Ver⸗ 
hi mit Modena vom Jahre 1857 demnächſt aufgehoben 
Saen und folglich jede Veranlaſſung zu einer Beſchwerde von 
eiten Sardiniens wegfallen werde. — Man fieht alſo, die 
tuation iſt noch keinesweges friedlich, obwohl der Kaiſer der 
bleineſen in ſeiner Thronrede hofft, daß der Friede erhalten 
leiben werde. 


Deutſchland. 


1 Berlin, 7. Februar. Se. Majeſtat der König haben 
Addergnädigſt geruht, Allerhöchſtihrem Flügel⸗Adjutanten, Major 
on Tresckow den Rothen Adler-Orden dritter Klaſſe mit 
chwertern am Riage zu verleihen. 
Sr. Ji. Se. fönizl. Hoheit der Prinzj⸗Regent haben, im Namen 
Nes Majeſtät des Königs, Allergnädigſt geruht: dem Geheimen 
echnungs⸗Reviſor Ernſt Friedrich Runge, fo wie dem 
Cbdlerungs - Hauptkaſſen⸗Kaſſirer Ehrenthal in Köslin den 
Waaratter als Rechnungs⸗Rath, und dem Ober⸗Amtmann und 
Stnainenpächter Schallehn zu Selchow im Regierungsbezirk 
tettin den Charakter als Amlsrath zu verleihen. 
0 Berlin, 7. Februar. (Abgeordnetenhaus). In der 
eutigen (10.) Plenarfigung des Hauſes der Abgeordneten 
waren außer dem Fürſten Hohenzollern, ſämmtliche Miniſter 
zugegen. Der Abgeordnete Schmidt (Koblenz) iſt geſtorben. 
we Adgeordneten v. Uſedom und Hartmann haben ihr Mandat 
ſundergelegt, erſterer wegen Ernennung zum Bundestags-Ge⸗ 
Ha ten, letzterer wegen Beförderung zum Ober-Staats-Anwalt 
eim Ober⸗Tribunal. — Der Handelsminiſter legte verſchiedene 
eſetz. Entwürfe vor; ſie betreffen: den Bau einer Eiſenbahn 
(0 Bromberg nach Thorn und Lowicz bis zur Landesgrenze 
Gloſtenanſchlag 3,300,000 Thlr.); 2) die Legung eines zweiten 
3 eiſes auf der niederſchleſiſch⸗märkiſchen Eiſenbahn (Anſchlag 
881,000 Tolr.) 3) die Mehrkoſten für die Kreuz, Rüſtriner 
ahn (1,162,000 Thlr.); 4) die Mehrkoſten für die Bahn von 
Raarbrücken nach Trier (2,400,000 Thlr.), und 5) die mit den 
ig einuferſtaaten über den Bau der Rheinbrücke bei Köln abge» 
5 loſſene Uebereinkunft, in Folge deren für die Eigenthümer 
N N Fahrzeugen, an denen neue Konſtruktionen zur Niederlegung 
zu aſten und Schornſteine zu machen find, Entſchädigungen 
bann Belaufe von 370,000 Tplen. erforderlich werden. — Dieſe 
orlagen gehen an die vereinigten Kommiſſionen für Handel 
N Gewerbe und für Finanzen. — Die Plenar-Sigungen des 
Melk ſollen künftig Montag, Mittwoch und Sonnabend, wo 
Rich um 11 Uhr, stattfinden. 

Be Zur Tagesordnung übergehend, fährt das Haus in der 
rathung des erſten Verichts der Petitions⸗Kommiſſion fort. 
leber die Petition des rechtskräftig geſchiedenen 
Aechneiders Wendſchlag, dem die Wiederverheirathung, ob» 
ben fie ihm nach den Landesgeſetzen zufteht, vom Konfiftorium 
dundelgert worden, weil fein Verſchulden, welches die Eheſchei⸗ 
af) herbeigeführt, derſelben im Wege ſtehe, beantragt die Kom⸗ 
bel — Tagesordnung, ſoweit ſie verlangt, durch Vermittelung 
henden geiſtlichen Behörden die Einſegnung ſeiner neu einzuge⸗ 

en Ehe zu bewirken; ſie ſchlägt aber vor, die Petition der 
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Staatsregierung in der Erwartung zu überweiſen, daß ſie die 
Frage wegen Wiederverheirathung geſchiedener Eheleute zum 
geſetzlichen Austrage bringe. Abg. v. Blankenburg will den 
erſten Theil der Petition: Uebergang zur Tagesordnung anneh⸗ 
men, den zweiten Theil aber ablehnen. Sollte der Referent 
nicht in eine Theilung des Antrages willigen, ſo werde er be⸗ 
antragen, über den ganzen Antrag zur Tagesordnung überzuge⸗ 
hen. Die Kommiſſion habe darin vollkommen Recht, daß der 
Petent Unmögliches verlange; denn die Kirche ordne ihre An⸗ 
gelegenheiten ſelbſt. Bei ihrem zweiten Antrage ſtehe die Kom⸗ 
miſſion nicht in Kongruenz mit dem erſten Antrage. Zum We⸗ 


fen einer gültigen Ehe gehöre gar nicht die Einſegnung der 


Kirche; es ſtehe jedem der Austritt aus der Kirche und die 
Schließung der diſſidentiſchen Ehe frel. Sodann ſolle man in 
einer ſo wichtigen Sache, das Haus und die Regierung nicht 
kaptiviren. Man könnte freilich auch in dem Antrag finden, 
daß ein bürgerliches Eheſcheidungsgeſetz die Differenz zwiſchen 
der kirchlichen und bürgerlichen Ehegeſetzgebung zum Austrage 
zu bringen habe. Nach einem ſolchen Geſetze zu drängen, ſei 
jedenfalls keine Veranlaſſung. 


Abg. v. Roſenberg⸗Lipinski: In der erſten Sitzung 
des hohen Hauſes habe ich erklärt, daß ich zur rechten Seite dieſes Hau⸗ 
ſes gehöre, demnach keine Oppoſition gegen die jetzt beſtehende 
Staatsregierung machen werde. Befinde ich mich heute vielleicht 
theilweiſe mit ihr im Widerſpruch, ſo iſt das exceptionell. In 
der letzten Sitzung habe ich den Antrag geſtellt, eine ähnliche 
Petition der Staatsregierung zur dringendſten Berückſichtigung 
zu überweiſen. Dieſer Antrag wurde bei namentlicher Abſtim⸗ 
mung mit großer Majorität angenommen. Trotzdem iſt Nichts 
in dieſer Angelegenheit geſchehen. Kein Geſetz verſagt den, aus 
anderen als den ſchriftmäßigen Gründen Geſchiedenen die Wie⸗ 
derverheirathung. Weshalb verſucht man bet dem vorhandenen 
Konfl kle nicht, einen geſetzlichen Zuſtand herzuſtellen, den fakti⸗ 
ſchen Zuſtand legal zu machen? Der erſte konſervative Grund⸗ 
ſatz iſt Stärkung der Autorität. Dazu gehört aber vor Allem 
Wahrheit in den Zuſtänden. Dieſe Nichtübereinſtimmung der 
Geſetze mit ihrer faktiſchen Anwendung, darin beſtand bisher 
der Leichenzug der konſervativen Partei. Dieſem Leichenzuge 
habe ich mich aus allen Kräften widerſetzt. Das war meine 
Oppoſition, das wird ſie ſein mein Lebelang. — Bei der All⸗ 
gemeinheit des Uebels, welches uns jetzt beſchäftigt, iſt eine ge⸗ 
ſetzliche Regelung nicht nur wünſchenswerth, ſondern nothwendig. 
Da bisher Nichts geſchehn, vielmehr das offizielle Organ der 


Staatsregierung erklärt, es werde Alles beim Alten bleiben, ſo 


habe ich, um der Sache einen Anſtoß zu geben, in der Kom⸗ 
miſſion den vorliegenden Antrag geſtellt. (Bravo Rechts.) 
Abg. Wentzel: Ich ſtimme für den Kommiſſions⸗Antrag. 
Zugleich aber will ich durch einige Worte konſtatiren, was meines 
Erachtens die Kommiſſion unter dem Antrage verſteht. Daß 
der jetzige Zuſtand ein ungeſetzlicher und unerträglicher iſt, darin 
ſtimme ich mit dem Vorredner vollkommen überein. Was ſoll 
es heißen, daß Parteien geſetzlich geſchieden, das Urtheil im 
Namen des Königs geſprochen und ausgefertigt wird, und daß 
ſie dann von anderer Seite damit zurückgewieſen werden, weil 
nach den Grundſätzen, welche die Kirche befolgt, dieſes Urtheil 
nicht reſpektirt wird! Dieſer Zuſtand entſtand, weil ein weſent⸗ 
licher Punkt der Verfaſſung noch nicht erledigt iſt. Die Ber- 
faffung proklamirt Freiheit der Kirche. Von dieſem Augenblicke 
an iſt es nur Zufall, wenn die Satzungen der Kirche und des 
Staates zuſammenfallen. Wenn auch die evangeliſche Kirche 
ihre Organiſation noch nicht gefunden, ſo hat doch der Staat 
kein Recht mehr, einen Zwang auf ſie auszuüben. Dadurch iſt 
aber der Staat verpflichtet, ein Inſtitut, welches eine kirchliche 
Färbung im Lauf der Zeit erhalten, aber keinen kirchlichen, ſon⸗ 
dern einen rein menſchlichen, rein bürgerlichen Zweck hat, den 
Staatsangehörigen zu ſichern und frei zu erhalten. Es iſt alfo 
nothwendig geworden, daß der Staat dieſem Inſtitute eine 
bürgerliche Einrichtung giebt. Dadurch daß der Staat Jeman⸗ 
den nöthig, Diſſident zu werden, iſt die Verfaſſung nicht ge⸗ 
wahrt. Der Staat hat nicht das Recht, Jemanden aus der 
Kirche zu treiben (Bravo rechts). Eine Ehe kann auch der ſchließen, 
dem die Kirche die Trauung verweigert, wenn er Jude oder 
Heide wird; das iſt aber nicht verfaſſungsgemäß. Der Artikel 
über die Civilehe iſt vielmehr nothwendig für die Freiheit der 
Kirche. Ich verſtehe daher den Antrag der Kommiſſion dahin, 
daß die Regierung die Sache ſo erledigt, daß auch die Frage 
der Wiederverheirathung Geſchiedener dadurch ihre Löſung findet. 
Dagegen bin ich aber entſchieden, daß die Löſung des ſtaatlich 
kirchlichen Konfliktes blos in der geſetzlichen Regelung der 
Wiederverheirathung Geſchiedener gefunden werde. Einem ſolchen 
Geſetze würde ich meine Zuſtimmung nicht geben; es würde 
immer neuen Widerſpruch hervorbringen. Denn ein Theil will 
gar keine geſetzliche Regelung, andere dagegen wollen Nothehe; 
wieder andere, wie auch ich, verlangen die Löſung durch Ein⸗ 


tiefgreifend. 
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führung der Civilehe. Es iſt hier nicht der Ort, darüber ſich 
auszulaſſen, wie letztere Frage zu erledigen iſt. Ich ſpreche 
nur meine Meinung aus, daß ich den Kommiſſionsantrag im 
Sinne einer Löſung auf Grund des Art. 19 der Verfaſſung 
verſtehe. Der Konflikt, mit dem wir es hier zu thun haben, iſt 
Entweder führt er zur Gleichgültigkeit gegen die 
Kirche oder zur Nichtachtung gegen den Staat. Doch ſind dies 
nicht die einzigen Konflikte, die uns heute beſchäftigen, die auf 
demſelben Boden beſtehen. Ich erinnere an die gemiſchten Ehen, 
erinnere daran, daß man in einigen Gegenden von den Lands 
leuten vor Einſegnung der Ehe ſogar ein ſogenanntes Braut⸗ 
Examen verlangt. (Senfation). Jeder Tag kann neue Konflikte 
bringen, die eben ſo wie die erwähnten Uebelſtände geſetzliche 
Regelung erheiſchen. Es hat Alles für ſich, wenn dieſen Uebel⸗ 
ſtänden auf dem Boden der Verfaſſung und des Artikel 19 der 
Verfaſſung begegnet wird. (Bravo). 

Kultusminiſter v. Bethmann⸗Hollweg: Es iſt die vor⸗ 
liegende Frage eine ſolche, welche das öffentliche Intereſſe im 
höchſten Grade erregt. Es giebt ſich darin ein unbeſtrittenes 
Bedürfniß der Abhülfe kund. Mehrfache Verſuche, dieſe hoch⸗ 
wichtige Frage unter Mitwirkung der Landesvertretung durch 
die Reform des bürgerlichen Scheidungsrechts zu löſen, haben 
zu keinem Reſultate geführt. Die Schwierigkeit liegt weniger 
in der Sache ſelbſt, als in den verſchiedenen Auffaſſungen der⸗ 
ſelben, die, da es eine religiöſe Frage iſt, felbft zuſammengehö⸗ 
rige Kreiſe, ja faſt alle Parteien in ſich geſpalten hat. Die 
Regierung hat von Anfang an dieſer Frage ihre ernſte Auf⸗ 
merkſamkeit gewidmet; ſie iſt gegenwärtig mit Berathung der 
Löſung beſchäftigt, aber noch nicht in der Lage, ſich darüber 
offen auszuſprechen. Sobald ſie dazu im Stande iſt, wird ſie 
es mit der größtmöglichen Offenheit thun, und in diefem Sinne 
iſt die Regierung dem Antrage der Kommiſſion nicht entgegen, 
ja ſie wird die Aeußerungen, welche heute hier ſchon gefallen 
ſind, gebührend berückſichtigen. (Lebhaftes Bravo rechts.) 

Abg. v. Blankenburg: Den Abgg. v. Roſenberg und 
Wentzel ſtimme ich darin bei, daß die beregten Zuſtände trau⸗ 
rig ſind. Aber es ſind keine ungeſetzlichen. Auf beiden Sei⸗ 
Ar wird nach bürgerlichem und kirchlichem Rechte geſetzlich ver⸗ 
ahren. f 
Abg. Wentzel: Ich berichtige den allerdings nicht korrekt 
gebrauchten Ausdruck „ungeſetzlich“. Geſetzlos find die Zus 
ſtände, um die es ſich hier handelt. Geſetzlos iſt es, wenn 
Beſtimmungen, die nicht aufgehoben ſind, nicht angewendet werden. 
Ein geſetzloſer Zuſtand iſt ebenſo ſchlimm als ein ungeſetzlicher. 

Der Präſident ſchließt die Diskuſſion und ertheilt dem Re⸗ 
ferenten Dr. Jonas das Wort. Zwei Thatſachen, ſagt dieſer, 


lägen in der Petition vor: die eine, daß nach bürgerlichem 


Rechte der Wiederverheirathung des Petenten nichts entgegen⸗ 
ſtehe; die andere, daß ihm trotzdem die Ausübung ſeines Rechts 
kirchlich abgeſchnitten werde. Dieſer Konflikt müſſe ausgeglichen 
werden. Ein Zwang gegen den Oberkirchenrath könne nicht 
geübt werden; Regelung durch ein Geſetz ſei allein möglich. 

Bei der Abſtimmung wird zuerſt der Antrag auf Tages⸗ 
orduung abgelehnt. Dafür die Fraktionen v. Nee 
dorff und v. Blankenburg, einige Polen und das katholiſche 
Centrum. Dagegen die ganze rechte Seite des Hauſes, die 
Miniſter und einige Polen. Der Kommiffionsantrag wird mit 
großer Mehrheit angenommen; dafür die Miniſter, die ganze 
rechte Seite des Hauſes, einige Polen, v. Roſenberg⸗Olpinski, 
einige Mitglieder der Fraktion v. Arnim⸗Helnrichsdorff. 

(Schluß folgt.) 5 

Berlin, 7. Februar. Die bereits erwähnten Verhand⸗ 
lungen hieſiger Zeitungsverleger mit dem Dr. Veit, Abgeordne⸗ 
ten für Berlin, wegen der Zeitungsſteuerfrage haben zu 
einem Antrage geführt, den der genannte Abgeordnete mit dem 
Abg. v. Rönne (Solingen) vereint unterzeichnet und als Ma⸗ 
nuſkript gedruckt an die Mitglieder der Fraktion Vincke hat 
vertheilen laſſen. Derſelbe lautet: „die Staatsregierung auf⸗ 
zufordern, zur baldigen Aufhebung des Geſetzes wegen 
Erhebung einer Stempelſteuer von politiſchen und Anzeigeblät⸗ 
tern vom 2. Juni 1852 die nöthigen Schritte zu thun.“ Wider 
alles Erwarten hat derſelbe aber in der Sonnabendſitzung der 
Fraktion keine Unterflügung gefunden und iſt daher von den 
Antragſtellern zurückgezogen worden. 


Berlin, 7. Februar. Die 3 Urgroßmütter des neuge⸗ 
bornen Prinzen ſind: die verwittwete Großherzogin von Wei⸗ 
mar (Mutter unſerer Prinzeſſin von Preußen), die verwittwete 
Herzogin von Kent (Mutter der Königin Victoria) und die ver⸗ 
wittwete Herzogin von Coburg⸗Gotha (Mutter des Prinzen Al⸗ 
bert, Gemahls der Königin von England). 

— Dem politiſchen Flüchtling Dr. Kinkel ſollen Ausſich⸗ 
ten eröffnet fein, Amneftie zu erhalten und in das Vaterland 
zurückkehren zu dürfen. 5 


Berlin, 7. Februar. Der Legationsrath Eichmann, zur 
Zeit mit der Wahrnehmung der Geſchäfte eines Geſchäftsträgers 
in Konſtantinopel beauftragt, iſt, wie wir hören, zum vortragen⸗ 
den Rath im Migiſterium der auswärtigen Angelegenheit deſignirt. 
Auch der mit Urlaub hier anweſende königliche Geſandte am 
königl. Württembergiſchen Hofe, Wirkliche Geh. Legationsrath 
Balan, iſt vorübergehend wieder in dem Ministerium beſchäftigt. 

— In Stelle der jetzt umlaufenden Noten der Preußiſchen 
Bank zu 25 Thlrn. ſollen andere zu demſelben Betrage ausge⸗ 
gegeben werden. Die alten Banknoten zu 25 Thlru. können 
vom 15. d. M. ab bei allen Bank⸗Kaſſen in neue umgetauſcht 
werden. 

— Der Kreisgerichts⸗Direktor Hartmann in Kottbus iſt 
zum Ober⸗Staatsanwalt bei dem Obertribunat (an Stelle des 
Herrn Sethe) ernannt worden; da Herr Hartmann Abgeord⸗ 
neter iſt, fo wird er fein Mandat niederlegen müſſen. 

— Se. Hoheit der Herzog von Braunſchweig iſt nach 
Braunſchweig abgereiſt. 

— Aus Leipzig wird von dem Vorkommen falſcher Kredit. 
Kaſſenſcheine der Chemnitzer Stadtbank berichtet. Es ſollen 
dieſe Scheine den echten ziemlich ähnlich, aber mit einer gelb⸗ 
lichen Tinte überzogen fein, die ſich beim Brechen der erſtern 

ſtellenweiſe ablöſt, ſo daß die natürliche Farbe des Papiers 
hervortritt. 

Gumbinnen, 5. Februar. Dem Vernehmen nach hat 
der Repierungs + Präfivent von Byern eine andere Beſtim⸗ 
mung erhalten und wird fein hieſiges Amt nur bis zum 15. d. 
M. verwalten. Ueber ſeinen Nachfolger ſoll indeß noch nichts 
beſtimmt ſein. K. H. Z.) 

Aus Kurheſſen, 5. Febr. Zur öffentlichen Verhand⸗ 
lung der Anklage gegen Konſiſtorialrath Dr. Vilmar wegen Preß⸗ 
vergehen und Injurien gegen die theologiſche Fakultät in Mar⸗ 
burg ift vor dem Kriminalgerichte zu Fritzlar Termin auf den 
25. d. M. anberaumt worden. 

München, 5. Februar. Der Miniſter-Pröſident erklärte, 
eine von der Kammer einſtimmig unterſtützte Interpellation des 
Herrn von Lerchenfeld in Betreff des Pferde⸗Ausfuhr⸗Verbotes 
nächſtens zu beantworten. 


Oeſterreich. 

Wien, 4. Februar. 

— Das geftern im Burg⸗Theater zum erſten Male auf⸗ 
geführte Trauerſpiel „Montroſe, der ſchwarze Markgraf,“ von, 
wie es heißt, Hrn. Dr. Laube, ging mit unbeſtrittenem Erfolge 
über die Breiter. Se. Majeſtät der Kaifer, die Erzherzogin 
Sophie, Erzherzog Franz Karl u. ſ. w. wohnten der Auffüh⸗ 
rung bis zum Schluſſe bei; dem überfüllten Haufe war Gele⸗ 
genheit gegeben, bei manchen Stellen wieder unzweideutige De⸗ 
monſtrationen zu machen. Insbeſondere war dies gleich im 
erſten Akte der Fall, wo Montroſe fein religiös⸗politiſches Glau⸗ 
bensbekenntniß durch die Worte: „Gegen die Eingriffe der Kirche 
in die wellliche Macht werde ich bis zum letzten Blutstropfen 
kämpfen“, dokumentirte, welche Stelle das Publikum durch einen 
zwei Mal wiederholten Beifallsſturm auszeichnete. — Das in 
Junsbruck liegende Bataillon Kaiſerjäger erhielt auf telegraphi⸗ 
ſchem Wege den Befehl zur Marſchbereitſchaft. (K. 3.) 

Wien, 6. Februar. Nach hier eingegangenen Nachrich⸗ 
ten aus Belgrad hat Fürft Miloſch mit feinem Sohne Michael 
unter dem Jubel der Bevölkerung geſtern daſelbſt ſeinen Einzug 
gehalten. Die Miniſter und der Senat waren von der Em⸗ 
pfangsfeierlichkeit ausgeſchloſſen. Der Senator Wutſchitſch hatte, 
als der Reaktion verdächtig, Hausarreſt. 

Wien, 7. Februar. Die franzöſiſche Thronrede iſt nach 
Schluß der Börfe hier bekannt geworden und wirkte günſtig auf 
den Privatverkehr. Kredit⸗Aktien ſtiegen bis 217, Staatsbahn 
wurde zu 235,50, Nordbahn zu 179 gehandelt. 


talien. 7 
Turin, 5. Februar. Das „Eco delle Alpi“ glaubt an die 
von der „Independance Belge“ gebrachte Nachricht, daß der 
hieſige Geſandte Latour d'Auvergne durch den General Niel er⸗ 
ſetzt werden wird. 

Ancona, 30. Januar. Seit 18 Monaten zählt man 
hier mehr als 100 der Karbonariſekte angehörige verhaftete 
Individuen. b 

Frankreich. 

Paris, 5. Februar. Die offiziöfen Blätter geben aus 

der Flugſchrift Laguerronnieres längere Auszüge; was fie ſelbſt 
hinzufügen, iſt ohne Bedeutung; ſie preiſen natürlich die Weis⸗ 
heit, welche dieſe Gedanken eingegeben. Bis heute waren be⸗ 
reits 35,000 Exemplare der Broſchüre verkauft. Die Verlags⸗ 
handlung Didot hat dem Herrn v. Laguerronnière für das Ma⸗ 
nuſtript ein Honorar von 10,000 Fr. gezahlt. Der Ladenpreis 
der Broſchüre iſt 1 Fr. und man kann darnach auf die Höhe 
der Auflage ſchließen. 
Paris, 7. Februar. Der heutige Moniteur ſagt in der 
Depeſche aus Bukareſt, welche die Wahl des Fürſten der Mol⸗ 
dau Couza zum Fürſten der Walachei meldet, daß die durch 
das organiſche Reglement und Konvention vom 19. Auguſt in 
Betreff der Wahl vorgeſchriebenen Formen beobachtet worden 
feien. Die Proklamation ift mit Freude begrüßt worden; die 
Stadt war illuminirt. 

Paris, Montag, 7. Februar, Mittags 1% Uhr. Der 
Kaiſer hat die Seſſion ſo eben in Perſon eröffnet. 
Der Kaiſer hielt folgende Eröffnungsrede: 

Meine Herren Senatoren, meine Herren Abgeordneten! 

Frankreich, Sie wiſſen es, ſah ſeit ſechs Jahren ſeinen 
Wohlſtand ſich vermehren, ſeine Reichthümer anwachſen, ſeine 
innere Uneinigkeit ſchwinden und feinen Glanz wieder herſtellen; 
dennoch entſteht von Zeit zu Zeit inmitten der Ruhe und der 
allgemeinen Wohlfahrt eine unbeſtimmte Beruhigung, eine dumpfe 
Aufregung, die ohne beſtimmte Urſache ſich gewiſſer Gemüther 
bemächtigt und das öffentliche Vertrauen erſchllttert. Ich bes 
traure dieſe periodiſchen Entmuthigungen, ohne daß mich die⸗ 
ſelben in Erſtaunen ſetzen. In einer Geſellſchaft, die wie die 
unſere durch ſo viele Rerolutionen Umwälzungen erlitten hat, 
kann die Zeit allein die Ueberzeugungen befeſtigen, die Charak⸗ 


tere ſtählen und den politiſchen Glauben erwecken. Die Bewe⸗ 
gung, die ſich ſo eben zeigt, ohne den Anſchein von dringender 


Gefahr, muß mit Recht überraſchen, denn ſie deutet gleichzeitig 
auf zu großes Mißtrauen und zu große Befürchtungen. Man 
ſcheint einerſeits an die Mäßigung, von der ich ſo vielfache Be⸗ 
weiſe gegeben, andererſeits an die wirkliche Macht Frankreichs 
gezweifelt zu haben. Glücklicherweiſe iſt die Maſſe des Volks 
fern davon, ähnlichen Eindrücken zugänglich zu ſein. Heute iſt 
es meine Pflicht, Ihnen von Neuem auseinanderzuſetzen, was 
man vergeſſen zu haben ſcheint. Welche Politik habe ich be⸗ 
ſtändig befolgt: Europa zu beruhigen, Frankreich ſeine wahre 
Stellung wiederzugeben, unſere Allianz mit Eugland eng zu be⸗ 
feſtigen und mit den Kontinentalmächten Europas den Grad 
meiner Intimität nach der Gleichartigkeit unſerer Anſichten und 
der Natur ihres Benehmens Frankreich gegenüber zu regeln. 
So gab ich am Vorabende meiner dritten Wahl zu Bor⸗ 
deaux die Erklärung, das Kaiſerreich iſt der Friede, indem ich 
durch dieſelbe beweiſen wollte, daß, wenn der Erbe des Kaiſers 
Napoleon den Thron wieder beſtieg, er nicht eine Aera von Er⸗ 
oberungen wieder beginnen, ſondern ein Friedensſyſtem einführen 
würde, das nur durch die Vertheidigung großer nationaler In⸗ 
tereſſen geſtört werden könnte. Was die Alltanz zwiſchen Eng⸗ 
land und Frankreich betrifft, ſo habe ich meine ganze Beharr⸗ 
lichkeit daran geſetzt, dieſelbe zu konſolidiren, und ich habe jen⸗ 
ſeits des Kanals eine glückliche Reciprozität der Geſinnungen 
von Seiten der Königin von Großbritannien wie von Seiten 
der Staatsmänner aller politiſchen Meinungen gefunden. So 
bin ich, um dieſes für den Frieden der Welt ſo nützliche Ziel 
zu erreichen, bei jeder Gelegenheit über irritirende Exiunerun⸗ 
gen der Vergangenheit, über verleumderiſche Angriffe, ſelbſt 
über nationale Vorurtheile meines Landes hinweggegangen. 
Es hat dieſe Allianz ihre Früchte getragen. Wir haben ver⸗ 
eint nicht uur einen dauernden Steg im Orient errungen, ſon⸗ 
dern auch am äußerſten Ende der Welt ein ungeheures Reich 
den Fortſchritten der Civilifation und dem Chriſtenthum erſchloſſen. 
Seit dem Friedensſchluſſe haben meine Beziehungen zu dem 
Kaiſer von Rußland den Charakter der aufrichtigſten Herzlichkeit 
angenommen, weil wir über alle ſtreitigen Punkte einig geweſen 
ſind. Ebenſo muß ich mir Glück wünſchen wegen meiner Be⸗ 
ziehungen zu Preußen, die nicht aufgehört haben, von gegenſei⸗ 
tigem Woylwollen beſeelt zu ſein. Dagegen haben ſich das 
Wiener Kabinet und das Meine, ich ſage es mit Bedauern, oft 
in Meinungsverſchiedenheit (dissidence) über weſentliche Fra⸗ 
gen befunden, und es bedurfte eines ſehr verſöhnlichen Sinnes, 
um zu ihrer Löſung zu gelangen. So hat beiſplelsweiſe die 
Rekonſtituirung der Donaufürſtenthümer nur nach zahlreichen 


Schwierigkeiten, welche der vollen Befriedigung ihrer legitimſten 


Wünſche geſchadet haben, beendet werden können. Und wenn 
man mich fragte, welches Jutereſſe Frankreich in dieſen fernen 
Gegenden, welche die Donau bejpült, hatte, jo würde ich ant⸗ 
worten, daß das Intereſſe Frankreichs überall da iſt, wo es 
gilt, eine gerechte eiviliſatoriſche Sache geltend zu machen. Bei 
dieſer Sachlage war es nichts Außergewöhnliches, daß Frank⸗ 
reich ſich Piemont mehr näherte, welches während des Krieges 
ſo ergeben, und während des Friedens unſerer Politik ſo treu 
war. Die glückliche Verbindung Meines vielgeliebten Vetters, 
des Prinzen Napoleon, mit der Tochter des Königs Victor 
Emanuel ift alſo nicht eine jener unlauteren Handlungen (faits 
insolides), bei welchen man eine verſteckte Abſicht ſuchen müßte, 
ſondern die natürliche Konſequenz der Gemeinſamteit der In⸗ 
tereſſen beider Länder und die Freundſchaft beider Souveraine. 


Seit einiger Zeit beunruhigen der Zuſtand Italiens und 


feine anomale Lage, wo die Ordnung nur durch fremde Trup⸗ 
pen aufrecht erhalten werden kann, mit Recht die Diplomatie. 
Nichts deſtoweniger iſt dies kein genügendes Motiv, an den Krieg 
zu glauben, welchen die Einen, ohne legitimen Grund zu ha⸗ 
ben, mit allen ihren Wünſchen herbeiſehnen, und bei welchen 
die Anderen in ihren übertriebenen Befürchtungen Gefallen fin⸗ 
den, Frankreich die Gefahren einer neuen Koalition zu zeigen. 
Ich werde unerſchütterlich auf dem Wege des Rechts, der Ge⸗ 
rechtigkeit, der nationalen Ehre beharren, und meine Regierung 
wird ſich weder fortreißen noch einſchüchtern laſſen, weil meine 
Politik nie herausfordernd und nie verzagt ſein wird. Fern 
von uns ſei daher dieſer trügeriſche Lärm, dieſes ungerechte 
Mißtrauen. Der Friede, fo hoffe ich, wird nicht ge⸗ 
ſtört werden! Nehmen Sie alſo ruhig den gewohnten Lauf 
Ihrer Arbeit auf. Ich habe Ihnen offen die Lage unſerer 
äußeren Beziehungen auseinandergeſetzt, und dieſe Auseinander⸗ 
ſetzung, konform Allem, was ich mich bemüht habe, ſeit zwei 
Monaten das Jaland wie das Ausland wiſſen zu laſſen, wird 
Ihnen, wie ich gern glaube, beweiſen, daß meine Politik nicht 
einen Augenblick aufgehört hat, dieſelbe zu ſein: Feſt, aber ver⸗ 
ahnlich. N 
0 So rechne ich immer mit Vertrauen auf Ihre Mithülfe wie 
auf die Unterſtützung der Nation, die mir ihre Geſchicke anvertraut 
hat. Sie weiß, daß nie perſönliches Intereſſe oder kleinlicher Ehr⸗ 
geiz meine Handlungen leiten werden. Wenn man, geſtützt durch 
Volkswillen und durch Volksgeſinnung, die Stufen eines Thrones 
beſtiegen hat, ſo erhebt man ſich durch die Schwere der Ver⸗ 
antwortlichkeit über die niederen Regionen, wo ſich vulgäre 
Intereſſen mit einander ftreiten, und man hat als erſten Be⸗ 
weggrund wie als letzten Richter: Gott, fein Gewiſſen und die 
Nachwelt. 


Großbritannien und Irland. 


London, 3. Februar. Die Rede Lord Palmerſton's 
bei Gelegenheit der Adreß⸗Debatte im Unterhauſe lautet in 
Bezug auf die italieniſche Angelegenheit in vollſtändigerem Aus⸗ 
zuge wie folgt: Er will keinen Verbeſſerungsvorſchlag bean⸗ 
tragen, obgleich ſich am Styl der Adreſſe manches ausbeſſern 
ließe. Er beglückwünſcht das Haus und Land zu dem Fami⸗ 
lienereigniß in Berlin; er freut ſich, bei Erwähnung des Indlen 
betreffenden Paragraphen der Adreſſe ſagen zu können, daß ſeine 
(Palmerſton's) Verwaltung es war, don der Lord Elyde aus⸗ 
geſandt worden iſt, und kommt nachher auf Italien zu 
ſprechen. Nach Allem, was man hört — ſagt er — iſt die 


Wahrſcheinlichkeit eines großen europäiſchen Krieges vorhandel, 
der mit einem Kampf Frankreichs und Sardiniens gegen Oeſter⸗ 
reich, zu deſſen Verdrängung aus Italien, wie ich denke, begin“ 
nen würde. Nun giebt es Viele, die da denken, und auch ic 
denke, daß es für Italien und Oeſterreich wünſchenswerth wäre, 
wenn letzteres keine Provinzen im Süden der Alpen beſüße 
(Hört! Hört!) Ich glaube nicht, daß dieſe Beſitzungen zu feine! 
Stärke beitragen. Aber Oeſterreich beſitzt einmal jene Provil⸗ 
zen, und zwar in Folge des Vertrages von 1815, der die BA 
ſitzurkunde fo vieler anderer Gebiete in Europa iſt. Aus ver“ 
ſchiedenen Gründen und Rülckſichten, die ſich nur würdigen 
laſſen, wenn man ſich in die Lage jener Zeit zurück verſetzen 
kann, haben die Großmächte das Arrangement ſanktionirt, und 
ich gebe zu bedenken, daß keine Macht gerechter Weiſe jenen 
Vertrag verletzen und, ohne Grund oder Urſache, Oeſterreich 
jene Lande zu entreißen ſuchen könnte. Die Verträge mu 
man achten, ſonſt geht Alles in Europa durcheinander, und wer 
weiß, wohin ſolch ein Prinzip führen würde. (Cheers.) Es il 
kein Scherz, einen Krieg zu beginnen. Begonnen iſt er leicht, abet 
wo ſind ſeine Grenzen? Dabei muß ich aber auch bemerken, daß 
Oeſterreich, obgleich es in Bezug auf die Lombardei und Br 
nedig auf dem feſten Boden feines Rechtes ſteht, tiefen ſelben 
Rechtsboden verlaſſen hat, ſobald es die Grenzen überſchreittt, 
welche der Vertrag ihm gezogen hat, und daß die Beſetzung 
anderer Theile Italiens durch keine Vertragsbeſtimmung ge 
rechtfertigt iſt. Ich will hoffen, daß, wenn es auch nicht zum 
Kriege kommt — ich vertraue es kommt nicht dazu — die ver“ 
ſchiedenen Mächte Vorkehrungen treffen werden, um dem au 
nahmsweiſen Zuſtand, der jetzt in Folge der zweifachen militat 
riſchen Beſetzung im Kirchenſtaat exiſtirt, ein Ende zu machen. 
(Cheers.) * i ſer Zuſtand hat zu lange gedauert, und obgleich 
er ohne Zweifel keine Verletzung eines Vertrages iſt, ſo iſt et 
auch durch keinen Vertrag fanktiomirt, Man ſagt zu ſeinek 
Rechtfertigung, daß nach dem Abmarſch der Okkupationstruppen 
eine Revolution im Römiſchen und Neapolitaniſchen ausbrechen 
würde. Aber dafür denke ich, giebt es ein beſſeres Heilmitt 
als fremde Olkupationstruppen. Möchten die italieniſchen Mr 
gierungen nur den Rath befolgen, den ihnen die 5 Großmächte 
ſchon 1832 gaben — mögen ſie die tyranniſchen Mißbräuche 
abſchaffen, die das Volk erbittern, und dann wird keine Revo“ 
lutton ausbrechen — dann könnte die fremde Beſetzung auf 
hören, ohne daß die innere Ruhe des Landes in Gefahr käme⸗ 
Aber wenn jene Regierungen dem tyranniſchen Syſtem teil 
Eade machen wollen, müſſen fie die Folgen tragen. Deshalb, 
Sir, bin ich gleich allen Vernünftigen gegen jenen Krieg, vol 
dem weit und breit geſprochen wird, und hoffe ich, daß dle 
Weisheit der Fürſten, ſowie der geſunde Sinn der Völker del 
Flieden erhalten wird. 


Provinzielles. 
* Kolberg, 5. Februar. Am 1. Februar, Abends 6 
in dem Saale der Stadtverordneten 4 General- Ber 1 fe 
biefigen Zweigvereins der evangeliſchen Guſtav⸗Adolph- Stiftung 
Ein kinderloſes Ehepaar unſerer Stadt hat dem Vereine 500 Thl 
vermacht. Die Rechnung, die der Rentier Beggerow vorlegte, ergd 
ein erfreuliches Reſultat. Die N ausgelooſten Vorſtehel 
Beggerow, Stumpff und Krüger wurden einſtimmig wieder erwäüh 
An Stelle des abgegangenen Generals v. Eberſtein fand noch 
Ergänzungswabl ſtatt, in Folge deren der Juſtizrath Goeiſch Mitglied 
des Vorſtandes wurde. ö 
ee >| 


Stettiner Nachrichten. 


Stettin, 7. Februar. Eine Anzahl hieſiger Bürger ha ben 
eine Petition an das Haus der Abgeordnten het wel er fi 
ſich für den Inhaber der Waſſerheilauſtalt Eckerbeeg Hrn. Dr. Via 
dahin verwenden, daß demſelben, welcher als Arzt nicht approbirt 
die ärztliche Praxis auch außerhalb feiner Anſtalt geftattet werde 
Nach der Lage der Geſetzgebung ſei dies auch von dem Obertribunal 
nicht als zuläſſig erkannt worden. Die Petitionskommiſſion bat he 
ſchloſſen, daß, weil dem Hauſe jedes Material zu einem ſachverſtändi⸗ 
gen Urtheile fehle, die Tagesordnung zu beantragen. 


Börſen⸗ Berichte. 
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